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AsylG 2005 835

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §28 Abs3

. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026

—_

2. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
3. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
4. AsylG 2005 § 35 glltig von 01.06.2016 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
5. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
6. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
7. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
8. AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_

. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W165 2315743-1/8E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. llse LESNIAK nach Beschwerdevorentscheidung der
Osterreichischen Botschaft Damaskus vom 09.05.2025, ZI. 2025-0.363.674, aufgrund des Vorlageantrags von XXXX ,
geb. XXXX , StA. Syrien, vertreten durch das Osterreichische Rote Kreuz, Uiber die Beschwerde gegen den Bescheid der
Osterreichischen Botschaft Damaskus vom 30.01.2025, GZ: Damaskus-OB/KONS/1345/2024, beschlossen:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. llse LESNIAK nach Beschwerdevorentscheidung der
Osterreichischen Botschaft Damaskus vom 09.05.2025, ZI. 2025-0.363.674, aufgrund des Vorlageantrags von rémisch
40, geb. rémisch 40, StA. Syrien, vertreten durch das Osterreichische Rote Kreuz, tber die Beschwerde gegen den
Bescheid der Osterreichischen Botschaft Damaskus vom 30.01.2025, GZ: Damaskus-OB/KONS/1345/2024,

beschlossen:
A)

Der Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG stattgegeben, der bekdmpfte Bescheid wird behoben und
die Angelegenheit zur Erlassung einer neuen Entscheidung an die Osterreichische Botschaft Damaskus
zuruckverwiesen.Der Beschwerde wird gemall Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwWGVG stattgegeben, der
bekampfte Bescheid wird behoben und die Angelegenheit zur Erlassung einer neuen Entscheidung an die

Osterreichische Botschaft Damaskus zuriickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

Begrindung:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Die Beschwerdeflhrerin (im Folgenden: BF), eine syrische Staatsangehorige, stellte am 27.05.2024 schriftlich und am
28.08.2024 personlich bei der Osterreichischen Botschaft Damaskus (im Folgenden: OB Damaskus), einen Antrag auf
Erteilung eines Einreisetitels nach § 35 Abs. 1 AsylG 2005. Die Beschwerdefuhrerin (im Folgenden: BF), eine syrische
Staatsangehérige, stellte am 27.05.2024 schriftlich und am 28.08.2024 personlich bei der Osterreichischen Botschaft
Damaskus (im Folgenden: OB Damaskus), einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels nach Paragraph 35, Absatz
eins, AsylG 2005.

Als Bezugsperson wurde der (angebliche) Ehegatte der BF angefuhrt, dem mit Bescheid des BFA vom 18.04.2024 der

Status des Asylberechtigten zuerkannt worden war.

Dem Antrag wurden unter anderem eine Kopie des Reisepasses, die Heiratsurkunde, die Geburtsurkunde und ein

Auszug aus dem Familienregister beigeftigt.

In der Folge tbermittelte die OB Damaskus den Antrag samt Unterlagen an das Bundesamt fiir Fremdenwesen und
Asyl (im Folgenden: BFA), zur Erstattung einer Wahrscheinlichkeitsprognose iSd 8 35 Abs. 4 AsylG 2005.In der Folge
Ubermittelte die OB Damaskus den Antrag samt Unterlagen an das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl (im

Folgenden: BFA), zur Erstattung einer Wahrscheinlichkeitsprognose iSd Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005.

Mit Schreiben an die OB Damaskus vom 23.12.2024 samt angeschlossener Stellungnahme vom 19.12.2024 teilte das
BFA gemaR § 35 Abs. 4 AsylG 2005 mit, dass aufgrund eines anhangigen Verfahrens zur Aberkennung des Asylstatus
der Bezugsperson geméaR § 7 AsylG 2005 die Zuerkennung des Status nicht wahrscheinlich sei.Mit Schreiben an die OB
Damaskus vom 23.12.2024 samt angeschlossener Stellungnahme vom 19.12.2024 teilte das BFA gemal Paragraph 35,
Absatz 4, AsylG 2005 mit, dass aufgrund eines anhangigen Verfahrens zur Aberkennung des Asylstatus der
Bezugsperson gemaR Paragraph 7, AsylG 2005 die Zuerkennung des Status nicht wahrscheinlich sei.

Mit Schreiben vom 31.12.2024 (ibermittelte die OB Damaskus die Mitteilung und Stellungnahme des BFA vom
23.12.2024 und 19.12.2024 an die rechtliche Vertretung der BF mit der Moglichkeit zur Stellungnahme (Parteiengehor).

Die BF gab hierzu keine Stellungnahme ab.
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Mit Bescheid vom 30.01.2025 wies die OB Damaskus den Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR§ 26 FPG iVm
§ 35 AsylG 2005 unter Verweis auf die negative Stellungnahme des BFA ab.Mit Bescheid vom 30.01.2025 wies die OB
Damaskus den Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemal Paragraph 26, FPG in Verbindung mit Paragraph 35,
AsylG 2005 unter Verweis auf die negative Stellungnahme des BFA ab.

Gegen diesen Bescheid erhob die BF am 21.02.2025 fristgerecht Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Darin
wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass es im Hinblick auf die instabile Lage in Syrien keinesfalls ausgeschlossen sei,
dass der Status der Bezugsperson nicht aberkannt werde und eine Statusgewahrung an die BF erfolge. Das BFA habe
ohne Angabe konkreter Griinde eine negative Prognose abgegeben. Weiter seien die unionsrechtlichen Vorgaben

aulBer Acht gelassen worden.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 09.05.2025 wies die OB Damaskus die Beschwerde gemaR§ 14 Abs. 1 VWGVG
als unbegrindet ab. Begriindend fiihrte die OB Damaskus im Wesentlichen aus, dass die Vertretungsbehérde an die
Wahrscheinlichkeitsprognose des BFA gebunden sei wund allein das Vorliegen eines anhangigen
Aberkennungsverfahrens des Status der Bezugsperson gemal § 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005 zwingend dazu flhre, die
Erteilung eines Einreisetitels zu versagen.Mit Beschwerdevorentscheidung vom 09.05.2025 wies die OB Damaskus die
Beschwerde gemaR Paragraph 14, Absatz eins, VWGVG als unbegriindet ab. Begriindend fiihrte die OB Damaskus im
Wesentlichen aus, dass die Vertretungsbehdrde an die Wahrscheinlichkeitsprognose des BFA gebunden sei und allein
das Vorliegen eines anhangigen Aberkennungsverfahrens des Status der Bezugsperson gemal3 Paragraph 35, Absatz 4,
Ziffer eins, AsylG 2005 zwingend dazu flhre, die Erteilung eines Einreisetitels zu versagen.

Mit Schriftsatz vom 16.05.2025 brachte die BF einen Vorlageantrag gemaR§ 15 VWGVG bei der OB Damaskus einMit
Schriftsatz vom 16.05.2025 brachte die BF einen Vorlageantrag gemaR Paragraph 15, VWGVG bei der OB Damaskus

ein.

Mit Schreiben des Bundesministeriums fur Inneres vom 10.07.2025, eingelangt am 17.07.2025, wurde dem
Bundesverwaltungsgericht die Beschwerdevorentscheidung samt Verwaltungsakt Gbermittelt.

Mit Schreiben des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.02.2026 wurde das BFA aufgefordert, zum anhangigen
Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson binnen einer Frist von zwei Wochen Stellung zu nehmen
(Parteiengehor).

In seiner Stellungnahme vom 06.03.2026 fuhrte das BFA im Wesentlichen aus, dass der Bezugsperson am 18.04.2024
der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden sei. Grund der Zuerkennung des Asylstatus seien die Verweigerung
der Ableistung des Wehrdienstes bei der syrischen Armee und die daraus resultierende Bedrohung vor Verfolgung
gewesen. Eine Mitteilung an die Bezugsperson Uber die am 07.01.2025 erfolgte Einleitung eines
Aberkennungsverfahrens am 07.01.2025 sei am 10.01.2025 erfolgt. Eine Einvernahme werde im April 2026 erfolgen. Es
sei davon auszugehen, dass mit dem Sturz des Assad-Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien
eingetreten sei und ergebe sich aus den aktuellen Landerinformationen, dass diese von dauerhafter Natur sei.

Mit Schreiben an das Bundesverwaltungsgericht vom 01.04.2026 teilte das BFA mit, dass sich im Zuge der am selben
Tag erfolgten Einvernahme der Bezugsperson ergeben habe, dass die Ehe mit der BF des Einreiseverfahrens
geschieden worden sei, weshalb sich die Voraussetzungen des Verfahrens maRgeblich gedndert hatten. Die
Bezugsperson habe zugesagt, die Scheidungsurkunde zu organisieren und an das BFA zu Ubermitteln. Die
Niederschrift Uber die Einvernahme war dem Schreiben des BFA angeschlossen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die BF, eine Staatsangehdrige Syriens, stellte am 27.05.2024 schriftlich bzw. am 28.08.2024 mindlich den
gegenstandlichen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR § 35 Abs. 1 AsylG 2005 bei der OB Damaskus.Die BF,
eine Staatsangehdrige Syriens, stellte am 27.05.2024 schriftlich bzw. am 28.08.2024 miindlich den gegenstandlichen
Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005 bei der OB Damaskus.

Als Bezugsperson wurde der angebliche Ehemann der BF genannt, der mit Bescheid des BFA vom 18.04.2024 der
Status des Asylberechtigten zuerkannt worden war.

Am 07.01.2025 leitete das BFA ein Aberkennungsverfahren gemaR8 7 Abs. 1 AsylG 2005 hinsichtlich der Bezugsperson
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ein. Am 01.04.2026 erfolgte eine niederschriftliche Einvernahme der Bezugsperson vor dem BFA, in der diese angab,
dass sie von der BF mittlerweile geschieden sei und die Scheidungsurkunde nachreichen werde. Bis dato erfolgten im
Aberkennungsverfahren der Bezugsperson von der Einvernahme am 01.04.2026 abgesehen keine weiteren Schritte
und keine Entscheidung, wobei keine Umstdnde hervorgekommen sind, dass die Verfahrensverzégerung der
Bezugsperson zuzurechnen ware. Ein Verfahrensabschluss ist derzeit nicht absehbar.Am 07.01.2025 leitete das BFA
ein Aberkennungsverfahren gemall Paragraph 7, Absatz eins, AsylG 2005 hinsichtlich der Bezugsperson ein. Am
01.04.2026 erfolgte eine niederschriftliche Einvernahme der Bezugsperson vor dem BFA, in der diese angab, dass sie
von der BF mittlerweile geschieden sei und die Scheidungsurkunde nachreichen werde. Bis dato erfolgten im
Aberkennungsverfahren der Bezugsperson von der Einvernahme am 01.04.2026 abgesehen keine weiteren Schritte
und keine Entscheidung, wobei keine Umstande hervorgekommen sind, dass die Verfahrensverzogerung der
Bezugsperson zuzurechnen ware. Ein Verfahrensabschluss ist derzeit nicht absehbar.

Nach derzeitiger Aktenlage ist nicht feststellbar, ob bzw dass die Ehe der Bezugsperson mit der BF des
beschwerdegegenstandlichen Einreiseverfahrens tatsachlich geschieden wurde. Eine Ehescheidungsurkunde wurde
bislang nicht vorgelegt.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zur BF, zu ihrer Staatsangehdrigkeit sowie zur Antragstellung ergeben sich zweifelsfrei aus dem Akt
der OB Damaskus.

Die Feststellungen zur Bezugsperson, zu den Familienverhdltnissen und zur Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten beruhen auf den Angaben der BF im Einreiseverfahren, der vorgelegten Geburtsurkunde, der
Heiratsurkunde bzw. den im Akt einliegenden Personenstandsregisterausziigen, der Niederschrift der Einvernahme
der Bezugsperson vor dem BFA in deren Asylverfahren vom 06.03.2024, dem Bescheid des BFA Uber die Zuerkennung
des Asylstatus an die Bezugsperson vom 18.04.2024, der Einsichtnahme in das Zentrale Fremdenregister betreffend
die Bezugsperson, der Stellungnahme des BFA zum Stand des Aberkennungsverfahrens der Bezugsperson vom
06.03.2026 und der Niederschrift Gber die Einvernahme der Bezugsperson in deren Aberkennungsverfahren vor dem
BFA am 01.04.2026.

Die Feststellungen zum anhangigen Aberkennungsverfahren sowie zum Unterbleiben weiterer Verfahrensschritte
abgesehen von einer Einvernahme der Bezugsperson am 01.04.2026 durch das BFA griinden auf der Stellungnahme
des BFA vom 06.03.2026 und dem Einvernahmeprotokoll der Bezugsperson vom 01.04.2026.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu A) Zur Stattgabe der Beschwerde:

Die maf3geblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005) idFBGBI. | 145/2017 (88 34, 60) bzw.BGBI. |
56/2018 (§ 35) lauten auszugsweise wie folgtDie malRgeblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005) in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 145 aus 2017, (Paragraphen 34, 60,) bzw. Bundesgesetzblatt Teil eins, 56 aus
2018, (Paragraph 35,) lauten auszugsweise wie folgt:

Familienverfahren im Inland
§ 34. (1) Stellt ein Familienangehdriger vonParagraph 34, (1) Stellt ein Familienangehdriger von
1.  einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

2. einem Fremden, dem der Status des subsididr Schutzberechtigten (§ 8) zuerkannt worden ist ode2. einem
Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder

3.  einem Asylwerber
einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

(2) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehorigen eines Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehoérigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten

zuzuerkennen, wenn
1. dieser nicht straffallig geworden ist und

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 3 Z 13,BGBI. | Nr. 84/2017)Anmerkung, Ziffer 2, aufgehoben durch Artikel 3, Ziffer
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13,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 84 aus 2017,)

2. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung
dieses Status anhangig ist (§ 7).2. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein
Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 7,).

3.1

(4) Die Behorde hat Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu priifen; die Verfahren sind unter
einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen
Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen,
wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzuldssig
zurlickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhadlt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der
faktische Abschiebeschutz gemal? & 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdrigen
zuzuerkennen.(4) Die Behdrde hat Antrage von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu prufen; die
Verfahren sind unter einem zu flhren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2 und 3 erhalten alle
Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage waren als unzulassig zurtickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen gesonderten Bescheid.
Ist einem Fremden der faktische Abschiebeschutz gemal Paragraph 12 a, Absatz 4, zuzuerkennen, ist dieser auch

seinen Familienangehdrigen zuzuerkennen.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemal3 fir das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht(5) Die
Bestimmungen der Absatz eins bis 4 gelten sinngemaR fiir das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht.

(6) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind nicht anzuwenden:
1. auf Familienangehdrige, die EWR-BuUrger oder Schweizer Burger sind;

2. auf Familienangehorige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiar
Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich
bei dem Familienangehérigen um ein minderjahriges lediges Kind;

3. im Fall einer Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption & 30 NAG).3. im Fall einer
Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption (Paragraph 30, NAG).

Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden

8§ 35. (1) Der Familienangehorige gemald Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde
und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemafd 8 34 Abs. 1 Z
1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei einer mit konsularischen Aufgaben betrauten
Osterreichischen Vertretungsbehdrde im Ausland (Vertretungsbehdorde) stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung
eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind die
Voraussetzungen gemal3 § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 zu erfiillen.Paragraph 35, (1) Der Familienangehotrige gemal3 Absatz 5,
eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal3 Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei einer mit konsularischen
Aufgaben betrauten Osterreichischen Vertretungsbehdrde im Ausland (Vertretungsbehorde) stellen. Erfolgt die
Antragstellung auf Erteilung eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten, sind die Voraussetzungen gemalR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 zu erftllen.

(2) Der Familienangehorige gemal Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal? § 34
Abs. 1 Z 2 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 frUhestens drei Jahre nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der Vertretungsbehdrde stellen, sofern die
Voraussetzungen gemal3 § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfillt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten nicht mehr vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Darlber hinaus gilt Abs.
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4.(2) Der Familienangehdrige gemal Absatz 5, eines Fremden, dem der Status des subsididr Schutzberechtigten
zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer 2, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, frihestens drei Jahre
nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels bei der Vertretungsbehorde stellen, sofern die Voraussetzungen gemaf3 Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 erfullt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen, dass die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht mehr
vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Darlber hinaus gilt Absatz 4,

(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen gemaf3 § 60 Abs.
2 Z 1 bis 3 als erfiillt.(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem
der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen
gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 als erfullt.

(3) Wird ein Antrag nach Abs. 1 oder Abs. 2 gestellt, hat die Vertretungsbehérde dafir Sorge zu tragen, dass der
Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfillt; Gestaltung und Text dieses
Formulars hat der Bundesminister fur Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Europa, Integration und
AuReres und nach Anhérung des Hochkommissérs der Vereinten Nationen fiir Fliichtlinge (8 63) so festzulegen, dass
das Ausfillen des Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AuBerdem hat die
Vertretungsbehorde auf die Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR §
60 Abs. 2 Z 1 bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf
Einreise ist unverztglich dem Bundesamt zuzuleiten.(3) Wird ein Antrag nach Absatz eins, oder Absatz 2, gestellt, hat
die Vertretungsbehorde dafiir Sorge zu tragen, dass der Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes
Befragungsformular ausflllt; Gestaltung und Text dieses Formulars hat der Bundesminister fUr Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Europa, Integration und AuBeres und nach Anhérung des
Hochkommissars der Vereinten Nationen fir Flichtlinge (Paragraph 63,) so festzulegen, dass das Ausfullen des
Formulars der Feststellung des malfigeblichen Sachverhalts dient. AulRerdem hat die Vertretungsbehoérde auf die
Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf Einreise
ist unverziglich dem Bundesamt zuzuleiten.

(4) Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Abs. 1
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (8§ 26 FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass die
Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn(4)
Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Absatz eins,
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (Paragraph 26, FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass
die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder
des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn

1. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (88 7 und 9),1. gegen den Fremden, dem der Status
des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (Paragraphen 7 und 9),

2. das zu befassende Bundesministerium fur Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den 6ffentlichen Interessen
nach Art. 8 Abs. 2 EMRK nicht widerspricht und2. das zu befassende Bundesministerium fir Inneres mitgeteilt hat, dass
eine Einreise den offentlichen Interessen nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK nicht widerspricht und

3. im Falle eines Antrages nach Abs. 1 letzter Satz oder Abs. 2 die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfullt
sind, es sei denn, die Stattgebung des Antrages ist gemald § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten.3. im Falle eines Antrages nach Absatz eins, letzter Satz oder Absatz
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2, die Voraussetzungen des Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 erfullt sind, es sei denn, die Stattgebung des
Antrages ist gemal Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des
Artikel 8, EMRK geboten.

Bis zum Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemalR8 11 Abs. 5 FPG gehemmt. Die Vertretungsbehdrde hat den
Fremden Uber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR § 17 Abs. 1 und 2 zu informieren.Bis zum Einlangen
dieser Mitteilung ist die Frist gemal3 Paragraph 11, Absatz 5, FPG gehemmt. Die Vertretungsbehdrde hat den Fremden
Uber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemé&R Paragraph 17, Absatz eins und 2 zu informieren.

(5) Nach dieser Bestimmung ist Familienangehoriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise
des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat; dies gilt weiters auch fir eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits vor der Einreise des subsididr Schutzberechtigten oder des
Asylberechtigten bestanden hat.

[...]

811, 8 11a und § 26 Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) idFBGBI. | 68/2013 (8 11a) bzw. BGBI. | 56/2018 (§ 11) bzw.BGBI. |
145/2017 (8 26) lauten:Paragraph 11,, Paragraph 11 a und Paragraph 26, Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 68 aus 2013, (Paragraph 11 a,) bzw. Bundesgesetzblatt Teil eins, 56 aus 2018,
(Paragraph 11,) bzw. Bundesgesetzblatt Teil eins, 145 aus 2017, (Paragraph 26,) lauten:

Verfahren vor den &sterreichischen Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

8 11. (1) In Verfahren vor &sterreichischen Vertretungsbehdrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behorde die
fir die Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in
Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemald anzuwenden. In Verfahren zur Erteilung eines
Visums gemal § 20 Abs. 1 Z 9 sind Art. 9 Abs. 1 erster Satz und Art. 14 Abs. 6 Visakodex sinngemald anzuwenden. Der
Antragssteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehorde vor dieser persénlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in
Begleitung eines Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur fiir in Osterreich zur berufsméaRigen
Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine
Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht
vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu
einer abschlieBenden Stellungnahme hatte. [..]JParagraph 11, (1) In Verfahren vor Osterreichischen
Vertretungsbehodrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behdrde die fur die Feststellung des mafRgeblichen
Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D
ist Artikel 19, Visakodex sinngemal anzuwenden. In Verfahren zur Erteilung eines Visums gemal Paragraph 20, Absatz
eins, Ziffer 9, sind Artikel 9, Absatz eins, erster Satz und Artikel 14, Absatz 6, Visakodex sinngemafd anzuwenden. Der
Antragssteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehorde vor dieser persénlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in
Begleitung eines Dolmetschers (Paragraph 39 a, AVG). Paragraph 10, Absatz eins, letzter Satz AVG gilt nur fur in
Osterreich zur berufsméRigen Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier
Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem
Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur
Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieRenden Stellungnahme hatte. [...]

Beschwerden gegen Bescheide dsterreichischer Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

8 11a (1) Der BeschwerdefUhrer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer dsterreichischen Vertretungsbehdrde
sdmtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehérde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in
die deutsche Sprache anzuschlieBen.Paragraph 11 a, (1) Der Beschwerdefiihrer hat der Beschwerde gegen einen
Bescheid einer &sterreichischen Vertretungsbehdrde samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten
Vertretungsbehdrde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in die deutsche Sprache anzuschlieRen.

(2) Beschwerdeverfahren sind chne mundliche Verhandlung durchzufihren. Es dirfen dabei keine neuen Tatsachen
oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes fir Dolmetscher und
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Ubersetzer sowie fiir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des § 76
AVG.(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes flr Dolmetscher
und Ubersetzer sowie fir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des
Paragraph 76, AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Uber die Vertretungsbehdrde zu erfolgen. §
11 Abs. 3 gilt.(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Gber die Vertretungsbehérde zu
erfolgen. Paragraph 11, Absatz 3, gilt.

[...]
Visa zur Einbeziehung in das Familienverfahren nach dem AsylG 2005

§ 26 Teilt das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl gemal3§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines
Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem Familienangehdrigen gemaR 8 35 Abs. 5 AsylG 2005 ohne Weiteres zur
einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.”Paragraph 26, Teilt das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl gemaR Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines Antrages auf
internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten
wahrscheinlich ist, ist dem Familienangehdrigen gemall Paragraph 35, Absatz 5, AsylG 2005 ohne Weiteres zur
einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.”

Die maRgeblichen Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetztes idFBGBI. | Nr. 33/2013 bzw. BGBI. | Nr.
138/2017 lauten auszugsweise wie folgt:Die maRgeblichen Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetztes
in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, bzw. Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 138 aus 2017, lauten

auszugsweise wie folgt:

§ 28 (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Paragraph 28, (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder
das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn(2) Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht
dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1.  der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden
gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behdrde dem nicht bei der Vorlage der
Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht
den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
die Behdrde zurlckverweisen. Die Behorde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatz 2, nicht vor, hat
das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemaf3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache
selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die
wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behoérde notwendige
Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit
Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behorde zuriickverweisen.
Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem
Beschluss ausgegangen ist.

[...]

Im vorliegenden Fall erweist sich die bekdmpfte Entscheidung in Bezug auf den ermittelten Sachverhalt aus folgenden
Grinden als mangelhaft:
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Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits wiederholt erkannt, dass die Vertretungsbehérde im Ausland an die Mitteilung
des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl tiber die Prognose einer Asylgewahrung gebunden ist, und zwar sowohl
an eine negative als auch an eine positive Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen, auch die
Einschatzung des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung
internationalen Schutzes an die Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu Uberpriifen. Gegenstand der Uberprifung
durch das Verwaltungsgericht ist dabei, ob die Prognose des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der
Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die Antragsteller im Rahmen eines (spateren)
Familienverfahrens nach 8 34 AsylG 2005 zutreffend erfolgt ist und die sonstigen Voraussetzungen des8 35 Abs. 4
AsylG 2005 erfullt sind (vgl. etwa VwWGH 26.02.2020,Ra 2019/18/0299, Rn. 19, mwN). Dies setzt voraus, dass das
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl seine Mitteilung auch entsprechend begrindet und dem Antragsteller
Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Falle einer negativen
Prognose muss der Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, zwar lediglich die (niedrigere)
Beweisschwelle der Wahrscheinlichkeit einer kiinftigen Gewahrung internationalen Schutzes Gberwinden (vgl. VwGH
22.11.2017, Ra 2017/19/0218, Rn. 24). Es obliegt ihm jedoch, gegen eine negative Prognose des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl zumindest entscheidungswesentliches Vorbringen etwa zu der vom Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl negativ beurteilten Erteilungsvoraussetzung des § 35 Abs. 4 Z 3 AsylG 2005 zu erstatten und
glaubhaft zu machen (vgl. VWGH 31.05.2021, Ra 2020/01/0284). Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits wiederholt
erkannt, dass die Vertretungsbehérde im Ausland an die Mitteilung des Bundesamtes flr Fremdenwesen und Asyl
Uber die Prognose einer Asylgewahrung gebunden ist, und zwar sowohl an eine negative als auch an eine positive
Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen, auch die Einschatzung des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewdhrung internationalen Schutzes an die Antragsteller auf
ihre Richtigkeit hin zu Gberpriifen. Gegenstand der Uberprifung durch das Verwaltungsgericht ist dabei, ob die
Prognose des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewdhrung
internationalen Schutzes an die Antragsteller im Rahmen eines (spateren) Familienverfahrens nach Paragraph 34,
AsylG 2005 zutreffend erfolgt ist und die sonstigen Voraussetzungen des Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 erfullt
sind vergleiche etwa VWGH 26.02.2020, Ra 2019/18/0299, Rn. 19, mwN). Dies setzt voraus, dass das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl seine Mitteilung auch entsprechend begriindet und dem Antragsteller Gelegenheit geboten
wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Falle einer negativen Prognose muss der
Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, zwar lediglich die (niedrigere) Beweisschwelle der
Wahrscheinlichkeit einer kiinftigen Gewahrung internationalen Schutzes Uberwinden vergleiche VwWGH 22.11.2017, Ra
2017/19/0218, Rn. 24). Es obliegt ihm jedoch, gegen eine negative Prognose des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und
Asyl zumindest entscheidungswesentliches Vorbringen etwa zu der vom Bundesamt fUr Fremdenwesen und Asyl
negativ beurteilten Erteilungsvoraussetzung des Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer 3, AsylG 2005 zu erstatten und
glaubhaft zu machen vergleiche VwGH 31.05.2021, Ra 2020/01/0284).

Das Bundesverwaltungsgericht hat daher eine eigenstéandige Beurteilung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der
Gewdhrung eines Schutzstatus im Inland zu treffen sowie zu Uberprifen, ob die Voraussetzungen nach § 35 Abs. 4
AsylG 2005 vorliegen. Zudem hat es auch die sich aus Art. 8 EMRK ergebenden Anforderungen sicherzustellen (vgl. zB
VfGH 23.11.2015, E 1510/2015; VfGH 16.12.2025 E 1209/2025-19).Das Bundesverwaltungsgericht hat daher eine
eigenstandige Beurteilung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewahrung eines Schutzstatus im Inland zu treffen
sowie zu Uberprifen, ob die Voraussetzungen nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 vorliegen. Zudem hat es auch
die sich aus Artikel 8, EMRK ergebenden Anforderungen sicherzustellen vergleiche zB VfGH 23.11.2015, E 1510 aus
2015,; VFGH 16.12.2025 E 1209/2025-19).

In seiner Entscheidung vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, hielt der Verfassungsgerichtshof fest, dass es grundsatzlich
ein legitimes 6ffentliches Interesse des Gesetzgebers darstellt, angesichts des spezifischen Zwecks des & 35 AsylG 2005,
nachziehenden Personen ein Familienverfahren nach & 34 AsylG 2005 zu er6ffnen und ihnen denselben Schutzstatus
wie der bereits in Osterreich schutzberechtigten Bezugsperson zu gewdhren, die Einreise von Familienangehérigen
eines international Schutzberechtigten zum Zweck der Asylantragstellung nach &8 34 AsylG 2005 wahrend eines
laufenden Aberkennungsverfahrens nach § 7 AsylG 2005 nicht zuzulassen (vgl. auch Erlaut. zur RV 330 BIgNR 24. GP,
25). Diesem legitimen oOffentlichen Interesse steht das verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht auf Wahrung der
Familieneinheit der sich im Ausland befindenden Familienangehdrigen sowie der im Inland schutzberechtigten
Bezugsperson gemaR Art. 8 EMRK gegenlber. Diesbezlglich ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die Familieneinheit
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ein grundlegendes Recht des Fliichtlings und die Familienzusammenfihrung ein wesentliches Element darstellt, um es
Personen, die vor Verfolgung geflichtet sind, zu gestatten, ein normales Leben wiederaufzunehmen (EGMR, Tanda
Muzinga, Z 75). Es muss daher den von einer negativen Einreiseentscheidung gemal3 8 35 AsylG 2005 betroffenen
Familienangehdrigen moglich sein, ihr nach Art. 8 EMRK zustehendes Recht auf Wahrung der Familieneinheit in einer
flexiblen, raschen und wirksamen und damit rechtsstaatlichen Anforderung entsprechenden (Rechtsmittel-)Verfahren
geltend zu machen (vgl. VfGH 16.12.2025 E 1209/2025-19; EGMR 10.7.2014, 52.701/09, Mugenzi, Z 62; [GK] 9.7.2021,
6697/18, M.A., Z 163; 20.10.2022, 22.105/18, M.T. ua., Z 58).In seiner Entscheidung vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025,
hielt der Verfassungsgerichtshof fest, dass es grundsatzlich ein legitimes offentliches Interesse des Gesetzgebers
darstellt, angesichts des spezifischen Zwecks des Paragraph 35, AsylG 2005, nachziehenden Personen ein
Familienverfahren nach Paragraph 34, AsylG 2005 zu eréffnen und ihnen denselben Schutzstatus wie der bereits in
Osterreich schutzberechtigten Bezugsperson zu gewéahren, die Einreise von Familienangehérigen eines international
Schutzberechtigten zum Zweck der Asylantragstellung nach Paragraph 34, AsylG 2005 wahrend eines laufenden
Aberkennungsverfahrens nach Paragraph 7, AsylG 2005 nicht zuzulassen vergleiche auch Erldut. zur Regierungsvorlage
330 BIgNR 24. GP, 25). Diesem legitimen 6ffentlichen Interesse steht das verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht
auf Wahrung der Familieneinheit der sich im Ausland befindenden Familienangehdrigen sowie der im Inland
schutzberechtigten Bezugsperson gemal? Artikel 8, EMRK gegenuber. Diesbezlglich ist darauf Bedacht zu nehmen,
dass die Familieneinheit ein grundlegendes Recht des Flichtlings und die Familienzusammenfihrung ein wesentliches
Element darstellt, um es Personen, die vor Verfolgung gefliichtet sind, zu gestatten, ein normales Leben
wiederaufzunehmen (EGMR, Tanda Muzinga, Ziffer 75,). Es muss daher den von einer negativen Einreiseentscheidung
gemal’ Paragraph 35, AsylG 2005 betroffenen Familienangehdrigen moglich sein, ihr nach Artikel 8, EMRK zustehendes
Recht auf Wahrung der Familieneinheit in einer flexiblen, raschen und wirksamen und damit rechtsstaatlichen
Anforderung entsprechenden (Rechtsmittel-)Verfahren geltend zu machen vergleiche VfGH 16.12.2025 E 1209/2025-
19; EGMR 10.7.2014, 52.701/09, Mugenzi, Ziffer 62,; [GK] 9.7.2021, 6697/18, M.A,, Ziffer 163,; 20.10.2022, 22.105/18,
M.T. ua., Ziffer 58,).

Zudem fuhrte der Verfassungsgerichtshof aus, dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren Uber
Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehérden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels gemaR§ 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhdngigen
Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prifung beschranken kann, ob ein Aberkennungsverfahren
durch das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde und ob die
Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat in
verfassungskonformer Interpretation des§ 35 Abs4 Z 1 AsylG 2005 vielmehr im Beschwerdeverfahren gegen die
Abweisung des Einreiseantrages auf Grund eines anhangigen Aberkennungsverfahrens zu beurteilen, ob das Vorliegen
eines  Aberkennungsgrundes nach& 7 AsylG 2005 nicht einmal wahrscheinlich ist. Zudem hat das
Bundesverwaltungsgericht zu prifen, ob das Aberkennungsverfahren zigig und innerhalb einer angemessenen
Verfahrensdauer gefthrt wird und im Lichte von Art. 8 EMRK keine ungebuhrlich lange Verzogerung der Entscheidung
Uber die Familienzusammenfiuhrung vorliegt. Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch darauf Rucksicht zu
nehmen, ob eine allfallige Verfahrensverzdgerung tberwiegend der zustandigen Behorde oder der asylberechtigten
Bezugsperson zuzurechnen ist.Zudem fihrte der Verfassungsgerichtshof aus, dass sich das Bundesverwaltungsgericht
im Verfahren Uber Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehdrden, mit denen ein Antrag auf
Erteilung eines Einreisetitels gemaR Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005 aufgrund eines gegen die
Bezugsperson anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prifung beschranken kann, ob
ein Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fUr Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson
eingeleitet wurde und ob die Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist. Das
Bundesverwaltungsgericht hat in verfassungskonformer Interpretation des Paragraph 35, Abs4 Ziffer eins, AsylG 2005
vielmehr im Beschwerdeverfahren gegen die Abweisung des Einreiseantrages auf Grund eines anhangigen
Aberkennungsverfahrens zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach Paragraph 7, AsylG 2005
nicht einmal wahrscheinlich ist. Zudem hat das Bundesverwaltungsgericht zu prifen, ob das Aberkennungsverfahren
zUigig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer gefiihrt wird und im Lichte von Artikel 8, EMRK keine
ungebuhrlich lange Verzégerung der Entscheidung Uber die Familienzusammenfihrung vorliegt. Im Hinblick auf die
Verfahrensdauer ist dabei auch darauf Rucksicht zu nehmen, ob eine allfallige Verfahrensverzégerung Uberwiegend
der zustandigen Behorde oder der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist.
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Im vorliegenden Fall stellte die BF einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaf38 35 Abs. 1 AsylG 2005 und gab
als Bezugsperson ihren in Osterreich asylberechtigten (angeblichen) Ehegatten an.Im vorliegenden Fall stellte die BF
einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemald Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005 und gab als Bezugsperson
ihren in Osterreich asylberechtigten (angeblichen) Ehegatten an.

Wie festgestellt, leitete das BFA am 07.01.2025 das BFA ein Aberkennungsverfahren gemafl’8 7 Abs. 1 AsylG 2005
hinsichtlich der Bezugsperson ein.Wie festgestellt, leitete das BFA am 07.01.2025 das BFA ein Aberkennungsverfahren
gemal’ Paragraph 7, Absatz eins, AsylG 2005 hinsichtlich der Bezugsperson ein.

Die belangte Behdrde ging daher im Hinblick auf die aus diesem Grund ergangene negative Mitteilung des BFA gemaf
8§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 vor dem Hintergrund des§ 34 Abs. 2 Z 3 AsylG 2005 davon aus, dass der Antrag abzuweisen
ware.Die belangte Behérde ging daher im Hinblick auf die aus diesem Grund ergangene negative Mitteilung des BFA
gemal Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 vor dem Hintergrund des Paragraph 34, Absatz 2, Ziffer 3, AsylG 2005

davon aus, dass der Antrag abzuweisen ware.

Angesichts des Sturzes des Regimes unter Bashar al-Assad im Dezember 2024 kann in einem Fall wie dem
gegenstandlichen - in dem der Bezugsperson Furcht vor Einziehung durch das Militar des ehemaligen Assad-Regimes
geltend gemacht hat und deshalb als Fllichtling anerkannt worden ist - nicht im Sinne der Judikatur des VfGH gesagt

werden, dass eine Aberkennung des Asylstatus ,nicht einmal wahrscheinlich” ist.

Im Entscheidungszeitpunkt ist das Verfahren Uber die Aberkennung des Status des Asylberechtigten betreffend die
Bezugsperson nach wie vor beim BFA - somit seit rund 16 Monaten - anhangig. Die Bezugsperson wurde zwar am
01.04.2026 durch das BFA einvernommen. In dieser Einvernahme gab die Bezugsperson an, dass sie mittlerweile
geschieden sei und stellte die Vorlage der Scheidungsurkunde in Aussicht. Die Annahme einer mittlerweile erfolgten
Auflésung (Scheidung) der Ehe der Bezugsperson mit der BF kann jedoch nicht allein auf die diesbezugliche
Behauptung der Bezugsperson in deren Aberkennungsverfahren ohne eine dies bestdtigende Scheidungsurkunde
getroffen werden. Sollte die Ehe tatsachlich geschieden worden sein, wirde es an der Familienangehérigeneigenschaft
der BF fehlen, sodass eine Familienzusammenfihrung nicht mehr in Betracht kdme und daher auch kein Einreisetitel
zu diesem Zweck nach § 35 Abs. 1 AsylG 2005 zu erteilen ware. Im fortgesetzten Verfahren waren daher zundchst
Ermittlungen zur seitens der Bezugsperson vorgebrachten Ehescheidung zu tatigen und zur Vorlage einer dies
bestatigenden Ehescheidungsurkunde aufzufordern.Im Entscheidungszeitpunkt ist das Verfahren uUber die
Aberkennung des Status des Asylberechtigten betreffend die Bezugsperson nach wie vor beim BFA - somit seit rund 16
Monaten - anhangig. Die Bezugsperson wurde zwar am 01.04.2026 durch das BFA einvernommen. In dieser
Einvernahme gab die Bezugsperson an, dass sie mittlerweile geschieden sei und stellte die Vorlage der
Scheidungsurkunde in Aussicht. Die Annahme einer mittlerweile erfolgten Aufldsung (Scheidung) der Ehe der
Bezugsperson mit der BF kann jedoch nicht allein auf die diesbezlgliche Behauptung der Bezugsperson in deren
Aberkennungsverfahren ohne eine dies bestatigende Scheidungsurkunde getroffen werden. Sollte die Ehe tatsachlich
geschieden worden sein, wirde es an der Familienangehodrigeneigenschaft der BF fehlen, sodass eine
Familienzusammenfuhrung nicht mehr in Betracht kdme und daher auch kein Einreisetitel zu diesem Zweck nach
Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005 zu erteilen ware. Im fortgesetzten Verfahren waren daher zunachst Ermittlungen
zur seitens der Bezugsperson vorgebrachten Ehescheidung zu tatigen und zur Vorlage einer dies bestatigenden
Ehescheidungsurkunde aufzufordern.

Ungeachtet der Frage, ob damit allein schon eine angemessene Verfahrensdauer Gberschritten erschiene, ist jedenfalls
auszufihren, dass eine zlgige Verfahrensfihrung im vorliegenden Fall schon deshalb nicht gegeben ist, da zwischen
Einleitung des Aberkennungsverfahrens und der Einvernahme der Bezugsperson knapp 15 Monate verstrichen sind.

Die Verfahrensdauer ist unstrittig der Behoérde zuzurechnen. Im Ergebnis wurde das Aberkennungsverfahren der
Bezugsperson nicht zlgig durchgeflhrt, sodass eine Abweisung der Beschwerde schon deshalb nicht mehr in Betracht
kommt. Angesichts dessen erubrigen sich in der Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Art. 8 EMRK im konkreten
Fall (k)eine ungebuhrlich lange Verzogerung bei der Familienzusammenfihrung vorliegt.Die Verfahrensdauer ist
unstrittig der Behdérde zuzurechnen. Im Ergebnis wurde das Aberkennungsverfahren der Bezugsperson nicht zlgig
durchgefiihrt, sodass eine Abweisung der Beschwerde schon deshalb nicht mehr in Betracht kommt. Angesichts
dessen erUbrigen sich in der Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Artikel 8, EMRK im konkreten Fall (k)eine
ungebuhrlich lange Verzdgerung bei der Familienzusammenfihrung vorliegt.
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Aufgrund des anhangigen Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson wurde bislang von einer konkreten
Prifung des behaupteten Familienverhaltnisses Abstand genommen, worauf das BFA in seiner Stellungnahme zur
negativen Wahrscheinlichkeitsprognose vom 19.12.2024 ausdrticklich hinwies.

Die belangte Behdrde ist daher im fortgesetzten Verfahren gehalten, insbesondere die tatsachliche
Familienangehdrigeneigenschaft der BF zur Bezugsperson (allenfalls verbunden mit Dokumentenprufungen,
Einvernahmen) zu prifen und die notwendigen Feststellungen zu treffen. Wie bereits erwdhnt, wird dabei
insbesondere zu berticksichtigen sein, dass die Bezugsperson in ihrer Einvernahme am 01.04.2026 angegeben hatte,

mittlerweile von der BF geschieden zu sein.

Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem Zusammenhang ausdricklich auf die Spezifika und die
verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe § 11a FPG) des gegenstandlichen Beschwerdeverfahrens hin, weshalb
die Durchfihrung der notwendigen Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfalligen
Vorliegen der von der Judikatur des VwWGH gegenstandlich entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz,
Raschheit und Kostenersparnis durch dieses selbst durchgefihrt werden kénnen. Zudem geht es in den vorliegenden
Fallen nicht bloR um erganzende Sachverhaltsfeststellungen, sondern um entscheidungserhebliche Umstande die
erstmals und in Visaverfahren aufgrund des Auslandsbezuges regelmaBig vor Ort festzustellen sind, sodass eine
Verlagerung des behordlichen Verfahrens, konkret den entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu ermitteln,
hin zum Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht kommen kann.Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem
Zusammenhang ausdrucklich auf die Spezifika und die verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe Paragraph 11 a,
FPG) des gegenstandlichen Beschwerdeverfahrens hin, weshalb die Durchfiihrung der notwendigen Ermittlungen zum
Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfdlligen Vorliegen der von der Judikatur des VwWGH gegenstandlich
entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch dieses selbst durchgefihrt
werden kdnnen. Zudem geht es in den vorliegenden Fallen nicht bloB um erganzende Sachverhaltsfeststellungen,
sondern um entscheidungserhebliche Umstande die erstmals und in Visaverfahren aufgrund des Auslandsbezuges
regelmalig vor Ort festzustellen sind, sodass eine Verlagerung des behdrdlichen Verfahrens, konkret den
entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu ermitteln, hin zum Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht
kommen kann.

Da vor diesem Hintergrund der vorliegende Sachverhalt derart mangelhaft ist, war der angefochtene Bescheid gemaf3
§ 28 Abs. 3 VWGVG aufzuheben und der Osterreichischen Botschaft Damaskus die Erlassung eines neuen Bescheides
in der vorliegenden Rechtssache aufzutragen.Da vor diesem Hintergrund der vorliegende Sachverhalt derart
mangelhaft ist, war der angefochtene Bescheid gemald Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG aufzuheben und der
Osterreichischen Botschaft Damaskus die Erlassung eines neuen Bescheides in der vorliegenden Rechtssache

aufzutragen.

GemaR § 11a Abs. 2 FPG war dieses Erkenntnis ohne Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung zu treffenGemaf
Paragraph 11 a, Absatz 2, FPG war dieses Erkenntnis ohne Durchfihrung einer miindlichen Verhandlung zu treffen.

Zu B) Zulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Im
gegenstandlichen Fall ist die Frage, wann die behérdliche Fiihrung eines Aberkennungsverfahrens gemafld 8 7 Abs. 1 Z 2
AsylG 2005 betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig" anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof
noch nicht beantwortet, weshalb eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber
die gegenstandliche Rechtssache hinaus, als die vorliegende Fallkonstellation gehauft auftritt.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuladssig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
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Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Im gegenstandlichen Fall
ist die Frage, wann die behdrdliche Fihrung eines Aberkennungsverfahrens gemal3 Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2,
AsylG 2005 betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig" anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof
noch nicht beantwortet, weshalb eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber
die gegenstandliche Rechtssache hinaus, als die vorliegende Fallkonstellation gehduft auftritt.
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